
Satzung der Gesellschaft für 

Christlich-Jüdische Zusammenarbeit 

Augsburg und Schwaben e. V. 

 

Präambel 

Die Gesellschaft für christlich-jüdische Zusammenarbeit 

setzt sich ein für die Brüderlichkeit aller Menschen oh-

ne Unterschied der Rasse, des Glaubens oder der Her-

kunft. 

Gemäß dieser Zielsetzung gilt die Arbeit der Gesell-

schaft bei gegenseitiger Achtung aller Unterschiedlich-

keiten besonders dem Verhältnis zwischen Christen und 

Juden, das für viele Mitglieder durch den gemeinsamen 

Glauben an den Gott der Offenbarung gekennzeichnet ist. 

Offen auch für Menschen anderer Weltanschauungen tritt 

sie ein für eine aktive Kooperation zwischen Christen 

und Juden sowie für die Pflege freundschaftlicher Bezie-

hungen mit dem Staat Israel. 

Weltanschaulicher Fanatismus, religiöse Intoleranz,  

Rassendiskriminierung, soziale Unterdrückung,  

politische Unduldsamkeit und nationale Überheblichkeit 

gefährden die moralische und physische Existenz des Ein-

zelnen wie auch ganzer Gruppen und Völker.  

Diesen Gefahren muß gleichermaßen im privaten Bereich 

wie auch in der Öffentlichkeit begegnet werden. 

Im Aufzeigen dieser Zusammenhänge und dem Vermitteln 

fehlender notwendiger Informationen versteht die Gesell-

schaft für christlich-jüdische Zusammenarbeit ihre Auf-

gabe als eine Forderung der Humanität und in 

Besonderem Maße als einen erzieherischen und politischen 

Auftrag. 

Im Kampf gegen die Benachteiligung und Unterdrückung 

weiß sie sich allen religiösen, sozialen und politischen 

Kräften mit gleicher Zielsetzung verbunden. 

 

§ 1 

Die Vereinigung führ den Namen 

„Gesellschaft für christlich-jüdische Zusammenarbeit 

Augsburg und Schwaben e. V.“. 

Sie hat ihren Sitz in Augsburg. 

 

§ 2 

Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützige und kirchliche Zwecke im Sinne des Ab-

schnitts „Steuerbegünstige Zwecke“ der Abgabenordnung. 



Die Gesellschaft ist selbstlos tätig und verfolgt nicht 

in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. Mittel der 

Gesellschaft dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke ver-

wendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln 

der Gesellschaft. Auf darf keine Person durch Ausgaben 

die dem Zwecke der Gesellschaft fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

Ausgeschiedenen oder ausgeschlossenen Mitgliedern steht 

keinerlei Recht am Vermögen der Gesellschaft zu. 

 

§ 3 

Ziel und Zweck der Gesellschaft ist es, im Sinne der 

Präambel für di Beseitigung von Vorurteilen und Mißver-

ständnissen zwischen Menschen verschiedener ethnischer, 

nationaler, religiöser und sozialer Herkunft zu wirken. 

Sie erstrebt die Achtung der Würde jedes Menschen und 

erwartet von ihren Mitgliedern offenes und freimütiges 

Eintreten überall da, wo gegen Grundsätze der Menschen-

würde, des Rechtes und der Freiheit verstoßen wird.  

Die Jährliche „Woche der Brüderlichkeit“, Vorträge und 

Veranstaltungen, Aufklärungsarbeit in Schulen und Hoch-

schulen, Zusammenarbeit mit Bildungseinrichtungen und 

Organen des öffentlichen Lebens, sowie Maßnahmen, die 

der Völkerverständigung zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und dem Staat Israel dienen, helfen den Sat-

zungszweck zu erfüllen. 

 

§ 4 

Mitglieder der Gesellschaft können natürliche oder ju-

ristische Personen sein, wenn sie die Ziele der Gesell-

schaft anerkennen und sie zu unterstützen bereit sind. 

 

§ 5 

Die Aufnahme neuer Mitglieder erfolgt durch den Vor-

stand. Aufnahmeanträge sind schriftlich einzureichen. 

Über Aufnahme oder Ablehnung des Antrages erteilt der 

Vorstand schriftlichen Bescheid. 

 

§ 6 

Juristische Personen oder Vereinigungen üben ihre Rechte 

durch Bevollmächtigte aus, die sich auf Verlangen über 

ihre Vollmacht auszuweisen haben. 

 

§ 7 



Der Vorstand hat das Recht, Persönlichkeiten zu Ehren-

mitgliedern zu ernennen, die sich um die Ziele der Ge-

sellschaft besonders verdient gemacht haben. 

In außergewöhnlichen Fällen kann der Ehrenvorsitz ange-

tragen werden. 

 

§ 8 

Die Mitgliedschaft erlischt 

a) durch Tod, 

b) durch Austritt, welcher schriftlich zum Ende des Ge-

schäftsjahres dem Vorstand mitgeteilt werden muß, 

c) durch Ausschluss bzw. Aberkennung der Ehrenmitglied-

schaft. –Ausschluß bzw. Aberkennung der Ehrenmit-

gliedschaft können erfolgen, wenn ein Mitglied bzw. 

Ehrenmitglied schuldhaft in grober Weise gegen die 

Ziele der Gesellschaft verstößt oder deren Ansehen 

schädigt. 

Gegen den Ausschluß ist Berufung an die nächste Mit-

gliederversammlung möglich, Bis zur endgültigen Ent-

scheidung ruhen die Mitgliederrechte. 

 

§ 9 

Die Mitglieder zahlen einen jährlichen Beitrag, den die 

Mitgliederversammlung für Einzelmitglieder und juristi-

sche Personen festlegt. Der Vorstand kann Sonderregelun-

gen vorschlagen, z. B. für Ehepaare, Studenten, finanzi-

ell Bedürftige. Ehrenmitglieder sind nicht zur Beitrags-

zahlung verpflichtet. 

Mitglieder, die mit ihren Beiträgen länger als ein Jahr 

im Rückstand sind, können –nach Mahnung- aus der Gesell-

schaft ausgeschlossen werden. 

Die Mitglieder haften nur mit ihren Einlagen und Beiträ-

gen. 

 

§ 10 

Organe der Gesellschaft sind 

Die Mitgliederversammlung, der Vorstand und das Kurato-

rium. Der Vorstand besteht aus je zwei Mitgliedern der 

katholischen, evangelischen und jüdischen Religionsge-

meinschaften und dem Schatzmeister. 

Das Kuratorium besteht aus den Mitgliedern des Vorstands 

und Personen, die vom Vorstand berufen werden. 

Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die 

Dauer von drei Jahren, gerechnet von der Wahl an, ge-

wählt. Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl des Vorstandes 



im Amt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. 

Zu Vorstandsmitgliedern können nur Mitglieder des Ver-

eins gewählt werden. Mit der Beendigung der Mitglied-

schaft im Verein endet auch das Amt eines Vorstandsmit-

glieds. Scheidet ein Mitglied des Vorstandes vorzeitig 

aus, so kann der Vorstand für die restliche Amtsdauer 

des Ausgeschiedenen einen Nachfolger wählen. 

Die Beschlüsse dieser Organe werden mit einfacher Mehr-

heit der abgegebenen gültigen Stimmen gefasst, soweit 

diese Satzung nichts anderes bestimmt; Stimmenthaltungen 

gelten als ungültige Stimmen. 

 

§ 11 

Der Vorstand wählt aus seiner Mitte ein geschäftsführen-

des Vorstandmitglied; dieses ist Vorstand im Sinne des § 

26 BGB. Das erste geschäftsführende Vorstandsmitglied 

wird durch die Mitgliedervereinigung (Gründungsversamm-

lung) gewählt. 

 

§ 12 

Die Mitgliederversammlung hat folgende Aufgaben: 

1) Entgegennahme des Jahresberichtes 

2) Entgegennahme des Finanzberichtes 

3) Entgegennahme des Berichts der Kassenprüfer 

4) Entlastung des Vorstandes und des Schatzmeisters 

5) Wahl des Vorstandes nach zweijähriger Amtsdauer 

des alten Vorstandes 

6) Wahl des Kuratoriums 

7) Bestellung von Kassenprüfern 

8) Festsetzung der Beiträge 

9) Beschlussfassung über Satzungsänderungen 

10) Beschlussfassung über Anträge der Mitgliederversamm-

lung 

11) Beschlussfassung über die Auflösung der Gesell-

schaft. 

 

§ 13 

Die Mitgliederversammlung tritt mindestens einmal im 

Jahr zusammen. Weitere Mitgliederversammlungen sind ein-

zuberufen, wenn es der Vorstand für nötig hält, oder 

wenn ein Zehntel der Mitglieder dies unter schriftlicher 

Begründung verlangt. 

 

§ 14 



Das geschäftsführende Vorstandsmitglied beruft die Mit-

gliederversammlung ein. 

Die Einladung zur Mitgliederversammlung hat schriftlich 

mit Angabe der Tagesordnung mindestens zwei Wochen vor-

her zu erfolgen. 

Anträge von Mitgliedern für die Tagesordnung müssen min-

destens eine Woche vor der Mitgliederversammlung dem 

Vorstand schriftlich eingereicht werden. Die Leitung der 

Mitgliederversammlung liegt beim geschäftsführenden Vor-

standsmitglied, bei dessen Verhinderung einem vom Vor-

stand zu bestimmenden Vorstandsmitglied. 

 

§ 15 

Stimmrecht in der Mitgliederversammlung hat jedes anwe-

sende Mitglied mit einer Stimme. Die Art der Abstimmung 

wird durch die Mitgliederversammlung festgelegt. Stimm-

übertragung ist nicht möglich. 

 

§ 16 

Die Beschlussfähigkeit der Mitgliederversammlung ist 

nach ordnungsgemäßer Einberufung ohne Rücksicht auf die 

Zahl der erschienenen Mitglieder gegeben. 

Beschlüsse über Satzungsänderungen oder über die Auflö-

sung der Gesellschaft können nur gefasst werden, wenn 

mindestens 1/4 sämtlicher Mitglieder anwesend ist. Bei 

Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand verpflichtet, in-

nerhalb von 4 Wochen eine zweite Mitgliederversammlung 

mit der gleichen Tagesordnung einzuberufen; diese ist 

ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen Mitglieder 

beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuwei-

sen. 

Zur Änderung der Satzung ist eine Mehrheit von 3/4 der 

abgegebenen gültigen Stimmen, zur Auflösung des Vereins 

eine solche von 9/10 erforderlich. 

 

§ 17 

Der Vorstand kann zu seiner Unterstützung aus dem Kreis 

der Mitglieder Arbeitskreise einsetzen. Die Arbeitskrei-

se wählen einen Leiter, der dem Vorstand für die Arbeit 

des Kreises verantwortlich ist. 

 

§ 18 

Der Vorstand kann einen Geschäftsführer bestellen, der 

an den Sitzungen des Vorstandes, der Mitgliederversamm-



lung (und der Arbeitskreise) mit beratender Stimme teil-

nimmt. 

Seine Rechte und Pflichten regelt ein Dienstvertrag. 

 

§ 19 

Die Einnahmen der Gesellschaft bestehen aus Beiträgen 

der Mitglieder, aus Spenden, aus Zuschüssen und zweckge-

bundenen Zuwendungen. Sie dürfen nur für gemeinnützige 

Zwecke im Sinne der Gesellschaft verwendet werden. 

 

§ 20 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

Die Einnahmen/Ausgaben-Rechnung wird nach den Anforde-

rungen an steuerbegünstigte Körperschaften erstellt. 

 

§ 21 

Wird die Auflösung der Gesellschaft beschlossen, die Ge-

sellschaft aufgehoben, oder entfällt ihr bisheriger 

Zweck, so fälle das nach Abdeckung der Verbindlichkeiten 

noch vorhandene Vermögen zu gleichen Teilen an die Wohl-

fahrtseinrichtungen der drei genannten Religionsgemein-

schaften. Diese haben es unmittelbar und ausschließlich 

für gemeinnützige kirchliche oder mildtätige Zwecke zu 

verwenden. 

 

§ 22 

Die Gesellschaft gehört der Dachorganisation „Deutscher 

Koordinierungsrat der Gesellschaften für christlich-

jüdische Zusammenarbeit e.V.“ an. 

 

§ 23 

Im Koordinierungsrat wird die Gesellschaft Augsburg und 

Schwaben durch drei Vorstandsmitglieder vertreten, wel-

che vom Vorstand bestimmt werden. 

 

Augsburg, den 26. April 1989 

 

 

Unterzeichner 

 

Andor Izsak   Prof. Dr. Johannes Hampel 

Dieter Müller   Hiltrud Priebe 

Alois Fischer   Felicitas Samtleben-Spleiß 

Hans Konziel 


